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Stärkung der Rechte von Rentenbeziehern 
Urteil: Sozialgericht Hannover v. 26. Juli 2024, Az. S 78 R 8/21 
(gekürzt) Das Sozialgericht (SG) hat in einer Entscheidung den Rentenversicherungsträger in der Pflicht 
gesehen, die Klägerin aktiv über die Möglichkeit eines Teilrentenbezugs zu informieren. Wird das 
unterlassen, kann dies eine Verpflichtung zur rückwirkenden Neubescheidung der Altersrente nach sich 
ziehen. Im zugrundeliegenden Fall hatte eine Versicherte, die seit ungefähr sechs Jahren eine Vollrente als 
Altersrente für langjährige Versicherte bezog, rückwirkend diese Rente als Teilrente beantragt. Begründung: 
Sie habe über diesen Zeitraum hinaus eine nicht erwerbsmäßige Pflegetätigkeit für einen 
Familienangehörigen ausgeübt. Ein Teilrentenbezug hätte ihr ermöglicht weiterhin Pflichtbeiträge zur 
Rentenversicherung über die Pflegekasse zu entrichten. Das hätte sich rentenerhöhend ausgewirkt. Das SG 
stellte fest, dass die Rentenversicherung bei Kenntnis der fortgesetzten Ausübung der nicht erwerbsmäßigen 
Pflege verpflichtet ist, Rentenbezieher über die Option einer frei wählbaren Teilrente zwischen 10 und 
99,99% und deren versicherungsrechtliche Vorteile zu informieren. So muss der Rentenversicherungsträger 
den Antrag der Klägerin neu bescheiden. Mit dieser Entscheidung wird das gesetzgeberische Ziel des 
Flexirentengesetzes gestärkt: Die Attraktivität eines Weiterarbeitens über die Regelarbeitsgrenze hinaus und 
eine bessere Absicherung im Alter. 
Quelle: Sozialgericht Hannover 
 

PKV-Schlichtungsstelle 
(gekürzt) Wenn es zwischen Ihnen und Ihrer Privaten Krankenversicherung (PKV) eine Streitfrage gibt, die 
sich nicht mit Ihrem Versicherer klären lässt, können Sie sich kostenlos an den Ombudsmann Private 
Kranken- und Pflegeversicherung (PKV-Ombudsmann) wenden. Anders als in der Gesetzlichen 
Krankenversicherung (GKV) gibt es in der PKV mit dem Ombudsmann eine unabhängige Schlichtungsstelle, 
an die Sie sich im Streitfall mit Ihrer privaten Krankenversicherung kostenfrei wenden können. Die hier 
tätigen Juristinnen und Juristen prüfen den Sachverhalt mit dem Ziel einer außergerichtlichen Lösung. Ist 
eine Einigung nicht möglich, steht Ihnen weiterhin der Rechtsweg frei. Hinweis: Die Verjährung von 
Ansprüchen wird durch das Ombudsmann-Verfahren vorübergehend ausgesetzt. Grundsatz: In der PKV ist 
Grundvoraussetzung für die Erstattung einer Leistung, dass diese medizinisch notwendig war. Das bedeutet: 
Eine Behandlung muss aufgrund einer Erkrankung erforderlich sein und zugleich nach medizinischen 
Erkenntnissen geeignet sein, das Behandlungsziel zu erreichen. Ist eine Maßnahme aus medizinischer Sicht 
überzogen, ist sie nicht vom Versicherungsschutz gedeckt. Die Entscheidung über die medizinische 
Notwendigkeit ist dabei nicht immer einfach und eindeutig zu treffen. Ausführlich nachlesen können Sie 
beschriebene Fallbeispiele im Tätigkeitsbericht des Ombudsmanns. (PDF). 
Quelle: PKV-Schlichtungsstelle > Die häufigsten Anliegen der Privatversicherten 
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Finanzielle Hilfe durch staatlichen Freibetrag 
(aktualisiert 18.03.2025) Ein staatlicher Freibetrag, der Rentnern mit geringem Einkommen finanziell helfen 
soll, bleibt weitgehend ungenutzt. Wie Zahlen des Staatlichen Bundesamts zeigen, nehmen derzeit nur rund 
63.000 Rentner den sogenannten Rentenfreibetrag bei der Grundsicherung im Alter in Anspruch. Dabei 
hatte die Bundesregierung ursprünglich erwartet, dass etwa 200.000 Senioren von der Regelung Gebrauch 
machen würden. Der Freibetrag wurde 2021 zusammen mit der Grundrente eingeführt und soll Rentnern mit 
einer langen Erwerbsbiografie einen finanziellen Vorteil bieten. Anspruch haben Grundsicherungsbezieher, 
die mindestens 33 Jahre an sogenannten Grundrentenzeiten aufweisen und weniger als 10.000 Euro 
Sparguthaben besitzen. Zu den Grundrentenzeiten gehören unter anderem Pflichtbeitragszeiten aus 
Erwerbstätigkeit, Kindererziehungszeiten, Zeiten der Pflege von Angehörigen sowie bestimmte Ersatzzeiten. 
Der Freibetrag sorgt dafür, dass ein Teil der Rente nicht auf die Grundsicherung angerechnet wird. Er 
beträgt in den meisten Fällen 281,50 Euro monatlich. Das bedeutet, dass selbst Senioren mit Bruttorenten 
von 1.600 Euro oder mehr einen Zuschuss zur Rente erhalten können. Trotz des finanziellen Vorteils 
profitierten laut Statistischen Bundesamts zu wenige vom staatlichen Freibetrag. Der Hauptgrund dürfte sein, 
dass die Regelung nicht allen Berechtigten bekannt ist. Hinzu kommt, dass der Freibetrag nur auf Antrag 
beim zuständigen Finanzamt gewährt wird. Viele potenziell Berechtigte verzichten auch deshalb darauf 
Grundsicherung im Alter zu beantragen, weil sie Sozialhilfeleistungen als stigmatisierend empfinden. 
Für einen umfangreichen Überblick und der Antragstellung zum staatlichen Freibetrag sorgen: 
www.finanztip.de/lohnsteuerermäßigung   
www.t-online.de > Finanzen > Ratgeber > gesetzlicher Freibetrag   
www.ihre-vorsorge.de/rente/allgemein-rente/grundsicherung-im-alter-freibetraege-nutzen  
Quelle: Finanztip, Ihre Vorsorge, T-Online 
 

Entlastungsleistung 
Ob für Hilfe beim Einkauf oder Unterstützung bei Behördengängen stehen Pflegebedürftigen ab Pflegestufe 
1 Geld als sogenannte Entlastungsleistung zur Verfügung. Seit Januar 2025 beläuft sich der Betrag auf 131 
Euro pro Monat. Auch ungenutzte Beträge aus dem Jahr 2024 (je 125 Euro im Monat) können noch für 
Entlastungen bis zum 30. Juni 2025 genutzt werden. Das können entweder Restbeträge oder auch der 
ganze Betrag von 1.500 Euro aus dem Jahr 2024 sein. Die monatlichen Beträge lassen sich den Angaben 
zufolge auch ansparen: Werden Beträge in einem Monat nicht voll ausgenutzt, können sie auf den 
Folgemonat übertragen werden. Sie eignen sich dann in Summe unter Umständen auch für die Abrechnung 
von Unterkunft und Verpflegung in der Tages- oder Kurzzeitpflege. Über die unterschiedliche Verwendung 
des Geldes informieren die Verbraucherzentrale, Betreuungsgruppen für Menschen mit Demenz oder Hilfe 
im Haushalt. Die Angebote zur Unterstützung müssen nach Landesrecht anerkannt sein. 
Verbraucherzentrale und Pflegekassen bieten für die Rückerstattung der Kosten Musterschreiben an. 
Nachdem das Schreiben bei der Pflegekasse eingegangen ist, wird das Geld durch sie überwiesen. Die 
Pflegekasse übernimmt erst dann die Kosten, wenn Anbieter von Pflegeleistungen den Infos zufolge durch 
die Pflegekasse anerkannt wurden. Hinweis: Belege sammeln für die Kostenerstattung bei der Pflegekasse 
ist unumgänglich. 
Quellen: Ihre Vorsorge, Pflegekasse 
 

Krankenkassenbeiträge im Ruhestand 
In einer gesetzlichen Krankenkasse (GKV) übernimmt die Deutsche Rentenversicherung (DRV) automatisch 
den halben Krankenversicherungsbeitrag für Ruheständler. Das gilt sowohl für den aktuell geltenden 
allgemeinen Beitragssatz von 14,6 Prozent als auch für den kassenabhängigen, individuellen Zusatzbeitrag. 
Bei Ruheständlern, die privat oder freiwillig krankenversichert sind, sieht das anders aus. Sie erhalten die 
Unterstützung für die Krankenversicherung nicht automatisch, können auf Antrag aber einen Zuschuss von 
der gesetzlichen Rentenversicherung erhalten. Die Deutsche Rentenversicherung Bund (DRV) empfiehlt 
privat oder freiwillig Versicherten, diesen Antrag gleich mit dem Rentenantrag vor Renteneintritt zu stellen. 
Der Zuschuss beträgt nach der Bewilligung des Antrags bei freiwillig Versicherten, genau wie bei 
Pflichtversicherten auch, genau die Hälfte des Krankenversicherungsbeitrags. Die absolute Höhe hängt 
daher vom individuellen Zusatzbeitrag und der Bruttorente des Ruheständlers ab. Bei privat versicherten 
Ruheständlern orientiert sich der Zuschuss ebenfalls an den Beitragssätzen der gesetzlichen 
Krankenversicherung. Die Unterstützung beläuft sich auf den halben allgemeinen Beitragssatz von 7,3 
Prozent und den halben durchschnittlichen Zusatzbeitrag der gesetzlichen Krankenkasse von 1,25 Prozent, 
der mit der Bruttorente zu entrichten ist. Der Zuschuss kann laut DRV allerdings auf maximal die Hälfte der 
tatsächlichen Versicherungsprämie begrenzt werden, sofern diese höher ausfällt. 
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Sämtliche wichtigen Informationen zum Thema bündelt auch die Broschüre „Rentner und ihre 
Krankenversicherung“, die am kostenfreien Servicetelefon unter 0800 1000 4800 bestellt oder auf der 
Webseite der Deutschen Rentenversicherung heruntergeladen werden kann. 
Quellen: Deutsche Rentenversicherung, Ihre Vorsorge 
 

Kompaktinformationen (BaFin/BAGSO) 
Die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) in Zusammenarbeit mit der 
Bundesarbeitsgemeinschaft der Seniorenorganisationen (BAGSO) veröffentlichen Kompaktinformationen 
zum Thema Finanzen. Sie sind auf der Website der BaFin zu finden und können als PDF-Dokument 
heruntergeladen oder ausgedruckt werden. Die mehrteilige Serie „Finanzen Information Tipps“ informiert 
ältere Menschen über für sie besonders relevante Finanzthemen verständlich, seriös und ohne kommerzielle 
Interessen. Zur Information: Die BaFin ist im öffentlichen Interesse tätig. Sie beaufsichtigt Banken und 
Finanzdienstleister, private Versicherungsunternehmen, den Wertpapierhandel und setzt sich für den 
kollektiven Verbraucherschutz ein. Durch ihre Arbeit ist es der BaFin besonders wichtig mit ihren Angeboten 
die Finanzkompetenz von Verbraucherinnen und Verbraucher zu stärker. Die BAGSO vertritt die Interessen 
der älteren Generationen in Deutschland und setzt sich für ein aktives, selbstbestimmtes und möglichst 
gesundes Älterwerden in sozialer Sicherheit ein. 
Quellen: BaFin, BAGSO 
 

Datensammelunternehmen 
Die Verbraucher-Service-Gesellschaft Hamburg mbH verschickt dieser Tage Schreiben mit dem Titel 
Berechtigungsbescheinigung-Ihre Rente, die der jährlichen Renteninformation der gesetzlichen 
Rentenversicherung stark ähneln. In den Schreiben wird die Chance auf eine Zusatzrente in Höhe von 
66.660 Euro in Aussicht gestellt. Empfängerinnen und Empfänger werden aufgefordert, sich telefonisch 
registrieren zu lassen. Die oben genannte Gesellschaft ist nicht der einzige Absender solcher Schreiben. 
Diese Schreiben kommen weder von der Deutschen Rentenversicherung (DRV) noch stehen sie in 
irgendeinem Zusammenhang mit ihr. Ziel ist es persönliche Daten einzusammeln, um sie für Werbezwecke 
zu nutzen. Häufig wird der persönliche Kontakt am Telefon auch genutzt, um direkt Produkte und 
Abonnements zu verkaufen. Die DRV rät allen, die nicht möchten, dass ihre persönlichen Daten für 
Werbezwecke genutzt werden, der Datennutzung für Werbezwecke aktiv zu widersprechen. Ansonsten 
können größere Mengen von Werbe-Mails, weitere Post oder auch Anrufe die Folge sein. Übrigens: Die 
Verbraucher-Service-Gesellschaft Hamburg mbH (VSG) ist schon bei der Verbraucherzentrale bekannt.  
Quelle: Deutsche Rentenversicherung 
 

Erwerbsminderungsrente/Hinzuverdienst 
Die Deutsche Rentenversicherung (DRV) weist darauf hin, dass erwerbsgeminderte Menschen einer 
Beschäftigung oder selbständigen Tätigkeit nur im Rahmen des festgestellten Leistungsvermögens 
nachgehen dürfen, auf dem ihre Erwerbsminderungsrente basiert. Andernfalls können sie den Anspruch auf 
die EM-Rente verlieren. In diesem Jahr gilt bei der vollen Erwerbsminderungsrente eine jährliche 
Hinzuverdienstgrenze von rund 19.661 Euro. Das entspricht drei Achtel der 14-fachen monatlichen 
Bezugsgröße, bei einem Leistungsvermögen von weniger als drei Stunden täglich. Bei der Rente wegen 
teilweiser Erwerbsminderung wird die Hinzuverdienstgrenze individuell berechnet und orientiert sich am 
höchsten Verdienst der letzten 15 Jahre vor dem Eintritt der Erwerbsminderung. Mindestens beträgt die 
neue Hinzuverdienstgrenze rund 39.922 Euro. Dies entspricht sechs Achtel der 14-fachen monatlichen 
Bezugsgröße bei einem berücksichtigten Leistungsvermögen von täglich weniger als sechs Stunden.  
Quelle: Deutsche Rentenversicherung, Ihre Vorsorge 
 

Bundesnetzagentur warnt 
Laut Bundesnetzagentur werden vermehrt Paket-SMS verschickt. Verbraucher erhalten sie mit dem Hinweis, 
dass sie angeblich von Paketdiensten stammen. Darin heißt es unter anderem, die Empfänger müssten 
noch offene Zollgebühren begleichen oder ihre Adressen nennen, damit das angebliche Paket übergeben 
werden könne. Die persönlichen Angaben landen auf betrügerischen Webseiten. 
Quelle: Bundesnetzagentur 
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